
Umspannwerk: Vorschriften als Anreiz für umweltfreundliche Technologien. 
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D
erzeit wird beim Uno-Klimagip-
fel in Glasgow darüber beraten, 
wie die Treibhausgasemissio-
nen weltweit möglichst schnell 
sinken können. Denn für das 

2015 im Pariser Klimaabkommen fest-
gelegte Ziel, die gefährliche Erderwär-
mung im Vergleich zur vorindustriellen 
Zeit möglichst auf 1,5 Grad zu begren-
zen, reichen die Anstrengungen der 
Staaten bislang noch nicht aus. Am En-
de dürfte es neue oder verschärfte Vor-
gaben geben, wie der Klimawandel ver-
hindert werden soll.

Für die Wirtschaft ergeben sich 
schon jetzt aus dem Umweltrecht 
enorme Herausforderungen. Zahlrei-
che Gesetze sollen sicherstellen, dass 
Mensch und Umwelt geschützt wer-
den. Das Bundesumweltministerium 
sieht in den Vorschriften allerdings 
auch einen wichtigen Anreiz zur Ent-
wicklung und Einführung umwelt-
freundlicher Technologien und Verfah-
ren: „Sie stärken den Innovationspro-
zess und sind zugleich Motor für die 
Entwicklung neuer Leitmärkte.“ Doch 
in welchem rechtlichen Rahmen läuft 
der grüne Umbau der Wirtschaft ab?

Sabine Schlacke, Professorin am In-
stitut für Energie-, Umwelt- und See-
recht der Universität Greifswald und 
Vorsitzende des Wissenschaftlichen 
Beirats der Bundesregierung Globale 
Umweltveränderungen, erklärt: „Es 
geht um eine riesige Materie.“ Anfor-
derungen ergäben sich etwa aus dem 
Klimaschutz- und Energierecht, dem 
Emissionshandels- und Emissions-
schutzrecht, dem Naturschutz- und In-
frastrukturrecht. „Viele Vorgaben 
kommen von der Europäischen Union, 
zum Beispiel der strenge Artenschutz“, 
sagt Schlacke. „Die Gestaltung von Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren 
sind hingegen ganz überwiegend natio-
nale Angelegenheiten.“

Beispiel Energiesektor: Durch das 
Emissionshandelsgesetz unterliegen 
Energie- und Industrieunternehmen, 
die in hohem Maße CO2 ausstoßen, 
dem Emissionshandel. Der soll einen 
finanziellen Anreiz schaffen, den Aus-
stoß von Treibhausgasen zu reduzieren. 
„Die EU will den Handel mit CO2-Zer-
tifikaten nun noch ausweiten auf die 
Schifffahrt sowie auf den Straßenver-
kehrs- und Gebäudesektor“, erklärt 
Umweltrechtlerin Schlacke. Die Reduk-
tionspflichten für die Industrie würden 
außerdem nochmals verschärft.

Zudem gibt es seit 2021 das natio-
nale Brennstoffemissionshandels-
gesetz. Die CO2-Bepreisung wirkt sich 
indirekt über die Energiepreise auf vie-
le Unternehmen aus, nicht nur auf je-
ne, die Heiz- und Kraftstoffe in Ver-
kehr bringen. Auch das Steuerrecht 

könne als Umweltrecht verstanden 
werden, gibt Rechtsexpertin Schlacke 
zu bedenken. Umweltbezogene Steu-
ern sind etwa die Energiesteuer, die 
Kraftfahrzeugsteuer und die Strom-
steuer.

Die Umweltrechtlerin zeigt sich 
optimistisch mit Blick auf einen grünen 
Umbau der Wirtschaft: „Ich sehe, dass 
wir bei der Industrie in eine Transfor-
mation hineinkommen. Der Wille ist 
da.“ In vielen Bereichen wolle die In-
dustrie zum Beispiel auf grüne Wasser-
stoff-Technologien umstellen, um 
CO2-neutral zu werden. Da sei viel Po-
tenzial. „Diese Willigen in der Industrie 
wie etwa die Salzgitter AG, Avacon 
und Linde, die einen Betrieb einer in-
dustriellen Wasserstoffproduktion auf 
Basis von Strom aus Windkraft gestar-
tet haben, sollte die neue Regierung 
fördern“, forderte Schlacke.

Der eigentliche Rahmen bleibe in-
des. Änderungen im Umweltrecht, um 
wirtschaftliche Innovation zu begüns-
tigen, seien schwierig: „Die Umweltge-
setze verfolgen den Schutz von All-
gemeinwohlbelangen wie öffentlicher 
Gesundheit, Natur-, Wasser- und Bo-
denschutz. Standards können nicht 

einfach abgebaut werden.“ Allenfalls 
ließe sich über einzelne Anforderungen 
sprechen. So könnten etwa im Pla-
nungsrecht bestimmte Vorhaben aus 
der Zulassungspflicht herausgenom-
men werden. Diese wären dann nur 
noch anzeigepflichtig. „Das hätte einen 
großen Vereinfachungs- und Beschleu-
nigungseffekt“, meint Schlacke.

Der ehemalige Präsident des Bun-
desverfassungsgerichts, Hans-Jürgen 
Papier, der Ende der 1980er-Jahre das 
Institut für Umweltrecht an der Univer-
sität Bielefeld mitbegründete und lei-
tete, warnt indes vor einer „Überforde-
rung des Rechts“. Erklärten sich Unter-
nehmen, aber auch Verbraucher nicht 
von sich aus bereit, beim Schutz der 
Umwelt mitzuwirken, indem sie etwa 
natürliche Ressourcen schonten und 
Verschmutzungen vermieden, werde 
es zur Staatsaufgabe, steuernd ein-
zugreifen, umweltfreundliches Verhal-
ten zu belohnen und umweltfeindliches 
zu bestrafen. Papier mahnt: „Ergeben 
sich so aus übermäßigen Reglementie-
rungen immer größere Einschränkun-
gen der Freiheit, kann das ab einem be-
stimmten Punkt jedoch das gesamte 
System in Gefahr bringen.“

Umweltrecht

Im Dickicht 
Viele Unternehmen wollen den grünen Umbau angehen.  

Aber schon jetzt ergeben sich aus den juristischen Vorgaben große 
Herausforderungen für die Wirtschaft. 

Seit der Einführung des Rennwett- und 
Lotteriegesetzes (RennwLottG) im 
Jahr 2012 unterliegen alle Sportwetten 
einer Steuer von fünf Prozent des Ein-
satzes. Für den Fiskus ist die Sportwet-
tenbesteuerung von erheblicher finan-
zieller Bedeutung. Allein im Jahr 2020 
konnte er mit einem Gesamtaufkom-
men von mehr als 1,9 Milliarden Euro 
aus dem RennwLottG vom stark 
wachsenden Markt der Glücksspiel- 
und Sportwettenbranche profitieren.

Dabei dürfte es auch bleiben. Denn 
mit zwei Urteilen hat der Bundes-

finanzhof (BFH) die Besteuerung von 
Sportwetten als mit dem Grundgesetz 
und mit Europarecht vereinbar einge-
stuft (Aktenzeichen IX R 20/18 und  
IX R 21/18). 

In zwei Streitfällen boten auslän-
dische Unternehmen Sportwetten an 
in Deutschland lebende Kunden über 
das Internet an. Die fällige Steuer führ-
ten sie an das Finanzamt ab. Hiergegen 
klagten sie mit der Begründung, dass 
die Besteuerung gegen zahlreiche Re-
gelungen des Grundgesetzes verstoße 
und zudem europarechtswidrig sei.

Der BFH hingegen hat die Recht-
mäßigkeit der geltenden Besteuerung 
von Sportwetten bestätigt. Da das 
RennwLottG in- und ausländische 
Wettanbieter gleichermaßen zur Be-
steuerung heranziehe, sei der all-
gemeine Gleichheitsgrundsatz nicht 
verletzt. Die Richter sahen auch kei-
nen Verstoß gegen den freien Dienst-
leistungsverkehr, da in- und auslän-
dische Anbieter gleichermaßen betrof-
fen seien. Wegen der moderaten Höhe 
der Sportwettensteuer sei sie schließ-
lich auch nicht erdrosselnd.

Steuerthema der Woche

Fiskus profitiert von Sportwetten-Boom
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Während die Koalitionäre verhan-
deln und dabei in Fragen der 
Steuerpolitik größtmögliche 
Zaghaftigkeit an den Tag legen, 
türmen sich beim Bundesverfas-
sungsgericht die unerledigten 
Verfahren. Nirgendwo versagt 
der Schutz vor überlangen Ver-
fahren so gravierend wie in 
Karlsruhe. Zeitnahe verfassungs-
gerichtliche Entscheidungen 
sind im Steuerrecht die Ausnah-
me, Verfahrensdauern von fünf 
bis zehn Jahren keine Seltenheit. 
Deshalb ist jede Hoffnung, 
Karlsruhe werde lösen, was 
Berlin ausklammert, illusionär. 

Das gilt unter anderem für die 
Zukunft des Solidaritätszu - 
schlags. Dass die zum Soldaritäts-
zuschlag anhängigen Verfahren, 
eines aus dem Jahr 2020, das 
andere aus dem Jahr 2014, 
innerhalb der nächsten vier Jahre 
entschieden werden, ist mehr als 
ungewiss. 

Noch gravierender ist indes, dass 
das Bundesverfassungsgericht 
ohnehin nur den Anstoß geben 
könnte für eine Diskussion, die 
im Parlament geführt werden 
muss. Es geht ja nicht nur darum, 
ob vor dem Hintergrund der 
Pandemielasten auf die Einnah-
men aus dem Solidaritäts-
zuschlag verzichtet werden 
kann, sondern um die demokrati-
sche Entscheidung, wie die 
Finanzierungslasten zu verteilen 
sind. 

In seiner jetzigen Form ist der 
Solidaritätszuschlag kompetenz- 
und gleichheitsrechtlich angreif-
bar. 30 Jahre nach der Wiederver-
einigung ist die ursprüngliche 
Rechtfertigung des Solidaritäts-
zuschlags, die Kosten der deut-
schen Einheit zu finanzieren, 
entfallen. Aus Gründen der 
politischen Redlichkeit wäre es 
dringend erforderlich, den Zu-
schlag abzuschaffen und, wenn 
die Einnahmen nicht verzichtbar 
sind, in den Einkommensteuer-
tarif zu integrieren. Das verhin-
dern aber – wie in der letzten 
Legislaturperiode – die wechsel-
seitigen Grenzlinien, keine 
Steuersenkungen, keine Steuerer-
höhungen. Oft geht es im Interes-
se größerer Effizienz und Gerech-
tigkeit nur um Umschichtungen, 
aber eben um eine wichtige 
politische Gestaltungsaufgabe. 
Wir wissen noch nicht genau, wo 
der deklamierte Aufbruch stattfin-
det, jedenfalls nicht im Bereich 
der Besteuerung. 
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